
hatte, was — abgesehen von den seltenen Ausnahmen 
einer unzulänglichen Beurkundung, einer materiellen 
Anfechtbarkeit oder einer Unzulässigkeit des Aner
kenntnisses — den sachlichen Erfolg einer Berufung 
ausschließt.
Das Teilanerkenntnis eines Anspruchs bedeutet aber 
nicht, daß dieser dem Grunde nach anerkannt sei. Bei 
dieser Betrachtungsweise wird übersehen, daß auf dem 
Gebiet des Zivilrechts ein Verklagter einen Anspruch 
anerkennen kann, obwohl er dessen juristische Ver
bindlichkeit bezweifelt. Allerdings ist ein solches An
erkenntnis unwirksam, wenn der Anspruch inhaltlich 
einem gesetzlichen Verbot widerspricht. Das kann z. B. 
der Fall sein, soweit er den gesetzlich zulässigen Preis 
überschreitet oder mit den Auffassungen der Werktäti
gen nicht übereinstimmt oder das Anerkenntnis sich 
in Wirklichkeit zum Schaden Dritter auswirken soll. 
Zulässig ist dagegen ein Anerkenntnis, insbesondere 
auch ein Teilanerkenntnis, das ernstzunehmenden 
Billigkeitsauffassungen genügen soll, so z. B., wenn der 
Verursacher eines Schadens, der von seiner Schuld
losigkeit überzeugt ist, dem Geschädigten einen Teil 
des Schadens ersetzt oder wenn ein Schuldner bewußt 
einen verjährten Anspruch ganz oder teilweise erfüllt 
(§222 Abs. 2 BGB).
Im vorliegenden Falle dürfte es allerdings auf diese 
unzutreffende Auffassung des Stadtgerichts nicht an
kommen. Der Verklagte scheint, soweit dem Urteil ent
nommen werden kann, sein Verschulden an sich zu
gestanden und lediglich Mitverschulden des Klägers 
eingewandt zu haben. Das — nicht dagegen schon der 
Tatbestand der §§ 536, 537 BGB für sich allein, der 
nur eine Mietminderung rechtfertigt, während eine 
Schadenersatzpflicht ein Verschulden mindestens im 
Sinne des Verzugs der Beseitigung des Schadens vor
aussetzt (§538 BGB) — würde allerdings seine Ver
urteilung dem Grunde nach rechtfertigen, der Höhe 
nach dagegen auf einen Teil des Schadensbetrags be
schränken.
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§§ 187, 188 BGB.
Eine gesetzliche Frist (hier: die 2-Jahresfrist des § 29 
Abs. 3 FGB zur nachträglichen Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen nach Ehescheidung) ist gewahrt, 
wenn die Klageschrift am letzten Tag der Frist beim 
Kreisgericht eingegangen ist, auch wenn sie infolge 
einer mangelhaften Arbeitsweise der Geschäftsstelle 
einen späteren Eingangsstempel ausweist.
BG Frankfurt (Oder), Urt. vom 11. September 1970 — 
BF 39/70.
Die Klägerin ist die geschiedene Ehefrau des Verklag
ten. Die Scheidung ist seit dem 6. März 1967 rechts
kräftig. Mit Schriftsatz vom 5. März 1969 hat die Klä
gerin gemäß § 29 FGB Antrag auf Unterhaltszahlung 
gestellt, weil sich erst nach der Scheidung herausge
stellt habe, daß ihr Gesundheitszustand eine Efwerbs- 
tätigkeit nicht zulasse.
Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen und ausge
führt: Die Frist zur Klageerhebung betrage gemäß 
§ 29 Abs. 3 FGB zwei Jahre. Diese Frist sei am 
5. März 1969 abgelaufen. Die Klage sei jedoch erst am
7. März 1969 beim Kreisgericht eingegangen.
Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung einge
legt und vorgetragen: Die Frist zur Klageerhebung sei 
gewahrt worden, denn sie sei gemäß §§ 187, 188 BGB 
erst am 6. März 1969 abgelaufen. An diesem Tage sei 
die Klage von ihrem Sohn in den Briefkasten des 
Kreisgerichts geworfen worden.
Die Berufung ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht ging bei seiner Entscheidung unzu
treffend davon aus, daß die Frist gemäß § 29 Abs. 3 
FGB zur Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
nach Ehescheidung bereits verstrichen ist.
Das Scheidungsurteil ist seit dem 6. März 1967 rechts
kräftig. Die 2-Jahresfrist zur Geltendmachung von Un
terhalt für die Klägerin lief deshalb bis einschließlich
6. März 1969 (§187 Abs. 1 BGB). Ausweislich eines Ver
merks auf der Klageschrift — die am 5. März 1969 ge
fertigt wurde und den Eingangsstempel des Kreisge
richts vom 7. März 1969 trägt — ist die Klage bereits 
am 6. März 1969 eingegangen. Aus der Stellungnahme 
des Kreisgerichts ergibt sich, daß es möglich sei, daß 
die Klage ersit den Eingangsstempel vom nächsten Tag 
erhalten habe.
Diese Unzulänglichkeit im Geschäftsablauf des Kreis
gerichts darf jedoch der Klägerin nicht zum Nachteil 
gereichen. Die Klage ist daher fristgemäß erhoben.

Familienrecht

§ 25 FGB; § 2 FVerfO; OG-Richtlinie Nr. 25.
1. Bei der Prüfung des bisherigen erzieherischen Ein
flusses der Eltern hat das Gericht auch zu ermitteln, 
auf welchen Gründen ihre etwaige unterschiedliche Be-

- teiligung beruht. Ist ein Ehegatte infolge einer länge
ren, durch ein Studium bedingten Abwesenheit an der 
Erziehung des Kindes weniger beteiligt gewesen, so 
können sich aus der Wahrnehmung seines Grundrechts 
auf Bildung für die Entscheidung über das Erziehungs
recht keine nachteiligen Konsequenzen ergeben, es sei 
denn, es wären dadurch familienrechtliche Aufgaben 
nicht im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten erfüllt 
worden oder es ergäben sich besondere weitere Um
stände.
2. Bei der Bewertung des Verhaltens der Parteien in 
der Ehe für die Entscheidung über das Erziehungsrecht 
ist die Spezifik der Ehegemeinschaft und die der 
Eltern-Kind-Beziehungen zu berücksichtigen.
3. Bei umstrittenen Entscheidungen über das Erzie
hungsrecht sollte im Hinblick auf das starke persön
liche Interesse der Parteien ihre Vernehmung im all
gemeinen nur dann erfolgen, wenn die Beweisfragen 
nicht durch die Vernehmung von Zeugen zu klären 
sind.
4. Die Stellungnahme des Referats Jugendhilfe zur Re
gelung des Erziehungsrechts soll dem Gericht eine Ent
scheidung ermöglichen, die von der besonderen päda
gogisch-psychologischen Sachkenntnis des Jugend
hilfeorgans getragen ist. Das Gericht hat sich deshalb 
mit der Stellungnahme und den ihr zugrunde liegen
den Auffassungen eingehend auseinanderzusetzen.
OG, Urt. vom 2. Februar 1971 — 1 ZzF 25/70.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden 
und das Erziehungsrecht für das am 9. November 1967 
geborene Kind der Klägerin übertragen. Die Entschei
dung über das Erziehungsrecht hat es wie folgt be
gründet: Beide Parteien seien in der Lage, dem Kind 
eine ordnungsgemäße Erziehung zu geben. Die Kläge
rin sei zwar durch ihr Studium in L. seit längerer Zeit 
ortsabwesend, sie habe jedoch jederzeit Interesse für 
die Erziehung des Kindes bekundet, die durch ihre 
Eltern und den Verklagten erfolgt sei. Nach den Fest
stellungen des Referats Jugendhilfe habe das Kind eine 
ausgeprägte Zuneigung zu den Eltern der Klägerin. 
Aus der Tatsache, daß die Klägerin durch ihr Studium 
an der Erziehung des Kindes verhindert war, sei nicht 
abzuleiten, daß sie nicht in der Lage sei. Das Erzie
hungsrecht sei deshalb ihr zu übertragen.
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